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BESCHLUSS 

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Dr. Susanne Zankl in der Beschwerdesache 

***Bf1***, ***Bf1-Adr***, betreffend Beschwerde vom 22. Dezember 2022 gegen den 

Bescheid des Finanzamtes Österreich vom 14. November 2022 betreffend Sonstiges 2022, 

Steuernummer ***BF1StNr1*** beschlossen: 

Die Beschwerde wird gemäß § 260 Abs 1 lit a BAO als nicht zulässig zurückgewiesen. 

Gegen diesen Beschluss ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs 4 

Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulässig. 

Begründung 

I. Verfahrensgang und entscheidungsrelevanter Sachverhalt 

Mit Schriftsatz vom 22.12.2022 legte der Beschwerdeführer (Bf) Beschwerde gegen den 

Haftungsbescheid vom 14.11.2022 sowie Beschwerde gegen die dem obgenannten 

Haftungsbescheid zugrunde liegenden bzw. dem Haftungsbescheid beigelegten 

Abgabenbescheide (“… gegen alle Umsatz-, Körperschaft- und Kapitalertragsteuerbescheide zu 

GmbH aus den Jahren 2008, 2010 und 2012…“ siehe dazu S 4 und 5 der Beschwerde) ein. 

Gleichzeitig begehrte der Bf die Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem 

gesamten Senat. 

Mit Beschwerdevorentscheidung (BVE) vom 03.04.2023 wurde über die Beschwerde 

betreffend den Haftungsbescheid vom 14.11.2022 entschieden. 

Über die Beschwerde betreffend die dem Haftungsbescheid zugrunde liegenden 

Abgabenbescheide wurde seitens der Abgabenbehörde keine Beschwerdevorentscheidung 

erlassen. 

Mit Schriftsatz vom 12.05.2023 ersuchte der Bf um Vorlage der Beschwerde hinsichtlich der 

den Haftungsbescheid vom 14.11.2023 betreffenden Grundlagenbescheide (siehe dazu S 4 und 

5 der Beschwerde vom 22.12.2022). 
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II. Beweiswürdigung  

Der festgestellte Sachverhalt ergibt sich eindeutig aus der dem BFG vorliegenden Aktenlage 

(siehe dazu Haftungsbescheid vom 14.11.2022, BVE vom 03.04.2023, Vorlageantrag des Bf vom 

12.05.2023). 

III. Rechtsausführungen 

§ 262 Bundesabgabenordnung 1961 (BAO) igF lautet: 

(1) Über Bescheidbeschwerden ist nach Durchführung der etwa noch erforderlichen 

Ermittlungen von der Abgabenbehörde, die den angefochtenen Bescheid erlassen hat, mit als 

Beschwerdevorentscheidung zu bezeichnendem Bescheid abzusprechen. 

(2) Die Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung hat zu unterbleiben, 

a) wenn dies in der Bescheidbeschwerde beantragt wird und 

b) wenn die Abgabenbehörde die Bescheidbeschwerde innerhalb von drei Monaten ab ihrem 

Einlangen dem Verwaltungsgericht vorlegt. 

(3) Wird in der Bescheidbeschwerde lediglich die Gesetzwidrigkeit von Verordnungen, die 

Verfassungswidrigkeit von Gesetzen oder die Rechtswidrigkeit von Staatsverträgen behauptet, 

so ist keine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen, sondern die Bescheidbeschwerde 

unverzüglich dem Verwaltungsgericht vorzulegen. 

(4) Weiters ist keine Beschwerdevorentscheidung zu erlassen, wenn der Bundesminister für 

Finanzen den angefochtenen Bescheid erlassen hat. 

§ 264 BAO igF lautet: 

(1) Gegen eine Beschwerdevorentscheidung kann innerhalb eines Monats ab Bekanntgabe (§ 

97) der Antrag auf Entscheidung über die Bescheidbeschwerde durch das Verwaltungsgericht 

gestellt werden (Vorlageantrag). Der Vorlageantrag hat die Bezeichnung der 

Beschwerdevorentscheidung zu enthalten. 

(2) Zur Einbringung eines Vorlageantrages ist befugt 

a) der Beschwerdeführer, ferner 

b) jeder, dem gegenüber die Beschwerdevorentscheidung wirkt. 

(3) Wird ein Vorlageantrag rechtzeitig eingebracht, so gilt die Bescheidbeschwerde von der 

Einbringung des Antrages an wiederum als unerledigt. Die Wirksamkeit der 

Beschwerdevorentscheidung wird durch den Vorlageantrag nicht berührt. Bei Zurücknahme 

des Antrages gilt die Bescheidbeschwerde wieder als durch die Beschwerdevorentscheidung 

erledigt; dies gilt, wenn solche Anträge von mehreren hiezu Befugten gestellt wurden, nur für 

den Fall der Zurücknahme aller dieser Anträge. 
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(4) Für Vorlageanträge sind sinngemäß anzuwenden: 

a) § 93 Abs. 4 und 5 sowie § 245 Abs. 1 zweiter Satz und Abs. 2 bis 5 (Frist), 

b) § 93 Abs. 6 und § 249 Abs. 1 (Einbringung), 

c) § 255 (Verzicht), 

d) § 256 (Zurücknahme), 

e) § 260 Abs. 1 (Unzulässigkeit, nicht fristgerechte Einbringung), 

f) § 274 Abs. 3 Z 1 und 2 sowie Abs. 5 (Unterbleiben einer mündlichen Verhandlung). 

(5) Die Zurückweisung nicht zulässiger oder nicht fristgerecht eingebrachter Vorlageanträge 

obliegt dem Verwaltungsgericht. 

(6) Erfolgt die Vorlage der Bescheidbeschwerde an das Verwaltungsgericht nicht innerhalb von 

zwei Monaten ab Einbringung des Vorlageantrages bzw. in den Fällen des § 262 Abs. 3 und 4 

(Unterbleiben einer Beschwerdevorentscheidung) ab Einbringung der Bescheidbeschwerde, so 

kann die Partei (§ 78) beim Verwaltungsgericht eine Vorlageerinnerung einbringen. Diese wirkt 

wie eine Vorlage der Beschwerde. Sie hat die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, der 

Beschwerdevorentscheidung und des Vorlageantrages zu enthalten. 

(7) Durch die Aufhebung einer Beschwerdevorentscheidung scheidet der Vorlageantrag aus 

dem Rechtsbestand aus. 

§ 272 BAO igF lautet: 

(1) Sind für die Erledigung von Beschwerden durch Bundesgesetz oder durch Landesgesetz 

Senate vorgesehen, so richtet sich das Verfahren, soweit gesetzlich nicht anderes angeordnet 

ist, nach den folgenden Bestimmungen. 

(2) Die Entscheidung obliegt dem Senat, 

1. wenn dies beantragt wird 

a) in der Beschwerde, 

b) im Vorlageantrag (§ 264), 

c) in der Beitrittserklärung (§ 258 Abs. 1) oder  

d) wenn ein Bescheid gemäß § 253 an die Stelle eines mit Bescheidbeschwerde angefochtenen 

Bescheides tritt, innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe (§ 97) des späteren Bescheides 

oder 

2. wenn dies der Einzelrichter verlangt. 

(3) Ein Verlangen nach Abs. 2 Z 2 ist zulässig, wenn der Entscheidung grundsätzliche Bedeutung 

zukommt, insbesondere weil der Bescheid von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts 

abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt, die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung nicht einheitlich beantwortet wird oder wenn ein Antrag des 

Verwaltungsgerichtes beim Verfassungsgerichtshof wegen Gesetzwidrigkeit von Verordnungen 

oder wegen Verfassungswidrigkeit von Gesetzen gestellt werden soll oder bei Annahme einer 
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Verdrängung nationalen Rechts durch Unionsrecht. Ein solches Verlangen ist weiters zulässig, 

wenn die Verbindung von Beschwerden, über die der Senat zu entscheiden hat, mit 

Beschwerden, über die ansonsten der Einzelrichter zu entscheiden hätte, zu einem 

gemeinsamen Verfahren insbesondere zur Vereinfachung und Beschleunigung des Verfahrens 

zweckmäßig ist. Das Verlangen ist zu begründen; es kann bis zur Bekanntgabe (§ 97) der 

Entscheidung über die Beschwerde gestellt werden. 

(4) Obliegt die Entscheidung über Beschwerden dem Senat, so können die dem 

Verwaltungsgericht gemäß § 269 eingeräumten Rechte zunächst vom Berichterstatter 

ausgeübt werden. Diesem obliegen auch zunächst die Erlassung von 

Mängelbehebungsaufträgen (§ 85 Abs. 2) und von Aufträgen gemäß § 86a Abs. 1 sowie 

Zurückweisungen (§ 260), Zurücknahmeerklärungen (§ 85 Abs. 2, § 86a Abs. 1), 

Gegenstandsloserklärungen (§ 256 Abs. 3, § 261), Verfügungen der Aussetzung der 

Entscheidung (§ 271 Abs. 1) und Beschlüsse gemäß § 300 Abs. 1 lit. b. 

(5) Berichtigungen (§ 293, § 293a und § 293b) und Aufhebungen zur Klaglosstellung (§ 289) der 

vom Einzelrichter erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse obliegen dem Einzelrichter, wenn 

jedoch der Senat entschieden hat, dem Senat. 

§ 274 BAO igF lautet: 

(1) Über die Beschwerde hat eine mündliche Verhandlung stattzufinden, 

1. wenn es beantragt wird 

a) in der Beschwerde 

b) im Vorlageantrag (§ 264), 

c) in der Beitrittserklärung (§ 258 Abs. 1) oder  

d) wenn ein Bescheid gemäß § 253 an die Stelle eines mit Bescheidbeschwerde angefochtenen 

Bescheides tritt, innerhalb eines Monates nach Bekanntgabe (§ 97) des späteren Bescheides, 

oder 

2. Wenn es der Einzelrichter bzw. der Berichterstatter für erforderlich hält. 

(2) Obliegt die Entscheidung über die Beschwerde dem Senat, so hat eine mündliche 

Verhandlung weiters stattzufinden, 

1. wenn es der Senatsvorsitzende für erforderlich hält oder 

2. wenn es der Senat auf Antrag eines Mitglieds beschließt. 

(3) Der Senat kann ungeachtet eines Antrages (Abs. 1 Z 1) von einer mündlichen Verhandlung 

absehen, wenn die Beschwerde 

1. als unzulässig oder nicht rechtzeitig eingebracht zurückzuweisen ist (§ 260),  

2. als zurückgenommen (§ 85 Abs. 2, § 86a Abs. 1) oder als gegenstandslos (§ 256 Abs. 3, § 261) 

zu erklären ist oder  

3. wenn eine Aufhebung unter Zurückverweisung der Sache an die Abgabenbehörde erfolgt (§ 

278). 
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(4) Der Senatsvorsitzende hat den Ort und den Zeitpunkt der Verhandlung zu bestimmen. Hat 

eine mündliche Verhandlung stattzufinden, so sind die Parteien mit dem Beifügen vorzuladen, 

dass ihr Fernbleiben der Durchführung der Verhandlung nicht entgegensteht. 

(5) Obliegt die Entscheidung über die Beschwerde dem Einzelrichter und hat nach Abs. 1 eine 

mündliche Verhandlung stattzufinden, so sind Abs. 3 und 4 sowie § 273 Abs. 1, § 275 und § 277 

Abs. 4 sinngemäß anzuwenden; hierbei sind die Obliegenheiten und Befugnisse des 

Senatsvorsitzenden dem Einzelrichter auferlegt bzw. eingeräumt. 

IV. rechtliche Würdigung 

Gegen eine Beschwerdevorentscheidung kann innerhalb eines Monats ab Bekanntgabe der 

Antrag auf Entscheidung über die Bescheidbeschwerde durch das Verwaltungsgericht gestellt 

werden (Vorlageantrag). Der Vorlageantrag hat die Bezeichnung der 

Beschwerdevorentscheidung zu enthalten (§ 264 Abs 1 BAO). 

Gemäß § 260 Abs 1 BAO ist die Bescheidbeschwerde mit Beschluss zurückzuweisen, wenn sie 

nicht zulässig ist oder nicht fristgerecht eingebracht wurde. 

§ 260 Abs 1 BAO ist sinngemäß für Vorlageanträge anzuwenden (§ 264 Abs 4 lit e BAO). 

Über die Beschwerde vom 22.12.2022 hinsichtlich der dem Haftungsbescheid vom 14.11.2022 

zugrundeliegenden Abgabenbescheide (S 4 und 5 der Beschwerde) wurde nicht mit 

Beschwerdevorentscheidung abgesprochen. 

Ein Antrag auf Entscheidung über die Bescheidbeschwerde durch das Verwaltungsgericht kann 

(nur) gegen eine Beschwerdevorentscheidung gestellt werden. 

Der gegenständliche Antrag (Vorlageantrag) des Bf vom 12.05.2023 erweist sich daher als nicht 

zulässig und ist gemäß § 264 Abs 4 lit e BAO iVm § 260 Abs 1 BAO mit Beschluss 

zurückzuweisen. 

Was den Antrag des Bf auf Durchführung einer mündlichen Verhandlung vor dem gesamten 

Senat betrifft, so darf auf die Bestimmungen der §§ 272 Abs 4 und 274 Abs 3 BAO verwiesen 

werden. 

Es war spruchgemäß zu entscheiden. 

V. Zulässigkeit der Revision  

Gegen einen Beschluss des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der 

Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil 

das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 
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Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

Die Rechtsfolge, dass ein Vorlageantrag, der nicht gegen eine Beschwerdevorentscheidung 

gerichtet ist, als nicht zulässig zurückzuweisen ist, ergibt sich unmittelbar aus dem Gesetz. Es 

liegt daher keine Rechtsfrage von besonderer Bedeutung vor. Die Revision ist daher nicht 

zuzulassen. 

 

 

Salzburg, am 27. März 2024 
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